
immer eine freiwillige Leis-
tung der Lehrer. Dafür erhal-
ten die Pädagogen fünf An-
rechnungsstunden, was je-
doch zu wenig ist.

Schüler verweigern zum Teil
ihre freiwilligen Dienste wie
den Tafel- oder Klassenbuch-
dienst. Wie reagieren die Leh-
rer darauf?

FEUSSAHRENS: Lehrer haben
Schülern durch die Blume da-
mit gedroht, dass sich die No-
ten der Schüler verschlech-
tern, wenn sie einen ihrer
Dienste verweigern. Die Leh-
rer sitzen am längeren Hebel.
Das sind Druckmittel, gegen
die wir Schüler nichts tun
können.

Was hat der Schülerrat jetzt
vor?

FEUSSAHRENS: Wir werden
versuchen, weiter den Dialog
mit dem Kultusministerium
zu suchen, sodass die Klassen-
fahrten wieder stattfinden
können. Außerdem werden
wir uns dafür einsetzen, dass
die Lehrer für die Teilnahme
an einer Klassenfahrt mehr
Anrechnungsstunden bekom-
men.

Warum formiert sich gerade
in Niedersachsen ein so großer
Widerstand seitens der Lehrer?

FEUSSAHRENS: Wenn man
über Jahre Privilegien genos-
sen hat, gibt man diese un-
gern auf. Mir fehlt von den
Lehrkräften jedoch das Ver-
ständnis für das Projekt: 80
Millionen Euro sollen durch
die eine Stunde Mehrarbeit ge-
spart werden.

Das Geld kommt der Inklu-
sion und den Ganztagsschulen
zugute, die in Niedersachsen
schlecht ausgestattet waren.
Die Lehrer wissen die Vorzüge
des Programms nicht zu schät-
zen und sehen anscheinend
nicht, dass es anderen Kolle-
gen zugute kommt.

ten in einer lockeren Umge-
bung. Außerdem gibt es im-
mer noch viele Eltern, die ih-
ren Kindern aus finanziellen
Gründen keinen Urlaub bie-
ten können.

Diese Familien haben über
das Sozialamt die Möglichkeit,
Geld für eine Klassenfahrt zu
bekommen. Kinder, die sowie-
so schon benachteiligt sind,
benachteiligt man durch die-
sen Boykott noch mehr.

Dürfen Lehrer drohen, keine
Klassenfahrten anzubieten?

FEUSSAHRENS: Leider Gottes
ja. In Niedersachsen sind Klas-
senfahrten nirgendwo so nie-
dergeschrieben, dass sie ver-
bindlich wären. Klassenfahr-
ten zu organisieren war bisher

auch mehr Geld fordern wür-
den?

FEUSSAHRENS: Ich finde es
gut, wenn man nicht alles mit
sich machen lässt. Aber die
Schüler – eine dritte unbetei-
ligte Partei – in einen solchen
Konflikt hineinzuziehen und
ihnen das Größte zu nehmen,
das sie an die Schulzeit erin-
nert, das finde ich unverant-
wortlich.

Warum sind Klassenfahrten
so wichtig?

FEUSSAHRENS: Vor allem in
den fünften Klassen, die aus
Schülern von verschiedenen
Schulen zusammengewürfelt
werden, spielen Klassenfahr-
ten eine große Rolle. Gruppen-
bildung schafft man am bes-

mehr möglich sind. Können Sie
das nachvollziehen?

FEUSSAHRENS: Wir können
das gar nicht nachvollziehen.
Die Lehrer jammern auf ei-
nem so hohen Niveau. Ein Ar-
beitnehmer in der freien Wirt-
schaft bekommt auch alle
zehn, zwölf Jahre mal eine
Stunden-Erhöhung. Die Leh-
rer an Gymnasien unterrich-
ten im Vergleich zu anderen
Schulformen deutschlandweit
am wenigsten, verdienen je-
doch mehr als beispielsweise
Realschullehrer. Daher ist es
für uns unverständlich, dass
viele Lehrer diese Privilegstel-
lung behalten möchten.

Ist es denn verständlich, dass
die Lehrer für ihre Mehrarbeit

VON M I R I AM L I N K E

H err Feußahrens, wie
aufgeheizt ist die Stim-
mung unter den Schü-

lern?
HELGE FEUSSAHRENS: Die Stim-

mung ist aktuell sehr am
Überkochen. Wir hatten gro-
ße Erwartungen an die De-
monstration, die wir am 14. Ja-
nuar in Hannover mitorgani-
siert haben. Wir hatten stark
gehofft, dass man schnellst-
möglich eine Lösung findet
und die Schüler aus dem Kon-
flikt heraushält, weil die für
die Regelung gar nichts kön-
nen.

Eigentlich sollten sich Schü-
lerrat, Philologenverband und
die Gewerkschaft für Erziehung
und Wissenschaft (GEW) Mitte
Februar treffen, um gemein-
sam an einer Lösung zu arbei-
ten. Was ist daraus geworden?

FEUSSAHRENS: Dieser Tisch
wurde von der GEW abgesagt,
mit der Begründung: Man
braucht die Schüler nicht. Die
Philologen haben zunächst zu-
gesagt und nach der Rückmel-
dung der GEW abgesagt. Es ist
enttäuschend, dass die Ge-
werkschaften nicht mal den
Schülern, die nichts für den
Konflikt können, in die Augen
schauen möchten.

Die Lehrer sagen, dass „aus
pädagogischer Verantwor-
tung“ keine Klassenfahrten

„Jammern auf hohem Niveau“
Interview: Schülervertreter Helge Feußahrens zeigt wenig Verständnis für Lehrer, die Fahrten verweigern

Noch nicht so lange her: Schüler aus Wangerland bei Wilhelmshaven 1997 auf einer Klassenfahrt
nachWangerooge. Damals waren Klassenfahrten selbstverständlich. Fotos: dpa

Fordern Klassenfahrten zurück:
Schüler bei einer Demo im Ja-
nuar in Hannover.

Zur Person
Helge Feußahrens (20) ist Vor-
sitzender des
Landesschüler-
rats Nieder-
sachsen. In
Diepholz gebo-
ren und aufge-
wachsen,macht
er derzeit eine
Ausbildung zum Kaufmann für
Versicherung und Finanzen. Seit
2012 engagiert er sich im Lan-
desschülerrat, seit Januar 2014
ist er Vorsitzender. (mli)

26-Stunden-Woche und Verpflichtung zu Klassenfahrten in Hessen
Hintergrund für den Protest
ist ein Konflikt zwischen dem
Kultusministerium und den
Gymnasiallehrern. Seit die
rot-grüne Landesregierung
die Unterrichtsverpflichtung
für Gymnasiallehrer um eine
Stunde auf 24,5Wochen-
stunden erhöht hat, weigert
sich die Mehrheit der Lehrer,
Klassenfahrten durchzufüh-
ren. Die Schüler wollen jetzt

erreichen, dass Lehrer und Mi-
nisterium sich einigen, damit
der Protest nicht mehr auf ih-
rem Rücken ausgetragen wird.
Nach einer aktuellen Umfrage
des NDR-Regionalmagazins
„Hallo Niedersachsen“ haben
75 Prozent der Gymnasien in
Niedersachsen Klassenfahrten
eingeschränkt. In Hessen sind
Lehrkräfte gesetzlich dazu ver-
pflichtet, an Klassenfahrten

teilzunehmen.Hessen liegtmit
einer wöchentlichen Pflicht-
Unterrichtsstundenzahl an
Gymnasien mit 26 Stunden
bundesweit imMittelfeld. In
Rheinland-Pfalz und Sachsen-
Anhalt ist die Stundenzahl mit
23 Unterrichtsstunden am
niedrigsten, in Bremen, Meck-
lenburg-Vorpommern, Bayern
und Schleswig-Holsteinmit 27
Stunden am höchsten. (mli)

HINTERGRUND

Das Thema
Konflikt an Niedersach-
sens Schulen: Gymnasial-
lehrer verweigern Klas-
senfahrten, weil ihre Ar-
beitszeit aufgestockt
wurde. Ein runder Tisch
kamnicht zustande. Nun
setzt die Schülerschaft
auf eine Petition und De-
monstrationen.Wir spra-
chenmit dem Vorsitzen-
den des Landesschüler-
rats, Helge Feußahrens.

Landtag aktuell
Hitzige Debatte
um denWolf
Die Ablehnung und Angst vor
den in Niedersachsen wieder
heimischenWölfen hat gestern
im Landtag in Hannover für eine
hitzige Debatte gesorgt. „Von ei-
ner Wiederansiedlung desWol-
fes kann keine Rede sein – der
Wolf kehrt von allein zurück“,
sagte Umweltminister Stefan
Wenzel (Grüne). Die Sorgen vor
einer möglichen Gefährdung
dürften nicht verharmlost, aber
auch nicht dramatisiert werden.
Die Opposition warnte vor ei-
nem starken Anstieg des Be-
stands. Die Regierungmüsse die
Wartezeit auf die DNA-Tests
nach Rissen verkürzen.

Jagdsteuer
bleibt bestehen
Mit den Mehrheitsstimmen von
SPDundGrünenhatder Landtag
gestern die Abschaffung der
Jagdsteuer abgelehnt. Die FDP-
Fraktion hatte die Abschaffung
gefordert. Jäger seien aktive Na-
turschützer und würden für ihr
Engagement mit einer Steuer
bestraft. Der richtige Ort, um
über die Abschaffung zu ent-
scheiden seien die Kreistage, be-
gründeten SPD und Grüne ihre
Ablehnung.Das Landwollenicht
in die finanzielle Hoheit der
Kommunen eingreifen.

„Lehrerverband
reagiert hysterisch“
Mit der fortwährenden Kritik an
der Novelle des Schulgesetzes
betreibt der Philologenverband
nach Ansicht der Bildungsge-
werkschaft GEW eine unsachli-
che „Hysterie-Kampagne“. In
den vergangenen Tagen hätten
sich Schulleiter von Gymnasien
an SPD und GEW gewandt, um
sich von der Kampagne zu dis-
tanzieren, so die GEW gestern.
DerPhilologenverband lehntdie
in der Schulgesetznovelle vorge-
seheneMöglichkeit für Schulträ-
ger ab, künftig Gesamtschulen
als ersetzende Schulform zu
Haupt-, Real- und Oberschulen
sowie Gymnasien zuzulassen.
Die Neuregelung führe zur Ver-
drängung der Gymnasien.

Ländernotizen
Chemiker erhält
Millionenförderung
Die Grundlagenforschung eines
Osnabrücker Chemikers wird in
denkommenden fünf Jahrenmit
1,9 Millionen Euro aus EU-Mit-
teln gefördert. Martin Steinhart
vom Institut neuer Materialien
sagte gestern, dass es um eine
Methode gehe, mit der große
Flächenmit kleinsten Nano-
Tröpfchen bestempelt werden
können. So ließen sich ultradün-
ne Membranen herstellen.

Bovenschulte ist
neuer Vorsitzender
Der Bürgermeister der Gemein-
deWeyhe im Landkreis Diep-
holz, Andreas
Bovenschulte,
ist neuer Vorsit-
zender des
Kommunalver-
bundes Nieder-
sachsen/Bre-
men. Der 49-
Jährige wurde gestern einstim-
mig vom Vorstand gewählt.

Prozessbeginn
wegen Schießerei
Nach einer blutigen Auseinan-
dersetzung vor einem Klinikum
in Lüneburg zwischen zwei
Großfamilien müssen sich sie-
ben Männer vor Gericht verant-
worten. Der Prozess, bei denen
den Angeklagten versuchter
Mord, gefährliche Körperverlet-
zung und Verstöße gegen das
Waffengesetz vorgeworfen wer-
den, beginnt am 10. März, teilte
ein Sprecher des Landgerichtes
Lüneburg mit.

narisch vorgesetzte Behörde.
Mielke wies die Anschuldi-

gungen in einer Stellungnah-
me von sich. Er habe zu kei-
nem Zeitpunkt eine bau-
rechtswidrige Lagerung von
Gefahrgut geduldet.

Niedersachsens Umweltmi-
nister Stefan Wenzel (Grüne)
hatte am vergangenen Freitag
Ritterhude besucht und dort
mit dem Landrat, dem Bürger-
meister und Anwohnern ge-
sprochen. Anschließend sagte
er, ihm komme es darauf an,
die richtigen Konsequenzen
aus dem Fall zu ziehen. (dpa)

eine Explosion in einer Müll-
verbrennungsfirma in Ritter-
hude gegeben, dabei war ein
Mensch ums Leben gekom-
men. Die Fabrik war in Flam-
men aufgegangen. Da der Be-
trieb in einem Wohngebiet
liegt, wurden 40 Wohnhäuser
teils stark beschädigt. Seitdem
geht es um Fragen von Geneh-
migungen und verarbeiteten
Mengen.

Bäumer forderte neben ei-
ner umfassenden Erklärung
Mielkes auch Vorermittlun-
gen durch die Niedersächsi-
sche Staatskanzlei als diszipli-

nach Mielke in seiner Funkti-
on als Landrat des Landkreises
Osterholz seine Amtspflichten
verletzt haben soll.

„Keine Genehmigung“
Dem NDR-Bericht zufolge

soll Mielke 2005, damals noch
Landrat des Landkreises Oster-
holz, in einem Schreiben an
Anwohner eingeräumt haben,
dass es keine Genehmigung
für die Lagerung von Chemi-
kalien in dem Kreis gebe und
es diese auch nicht geben kön-
ne. 2014 hatte es dann aus bis-
lang ungeklärten Gründen

HANNOVER.Der Chef der nie-
dersächsischen Staatskanzlei,
Jörg Mielke, muss nach An-
sicht der CDU-Landtagsfrakti-
on von seinem Amt zurücktre-
ten. „Herr Weil, ich fordere
Sie auf, ziehen sie dienstrecht-
liche Schritte, dieser Mann ist
für dieses Haus nicht mehr
tragbar“, sagte der CDU-Abge-
ordnete Martin Bäumer ges-
tern im Landtag in Hannover
an die Adresse von Regie-
rungschef Stephan Weil.

Hintergrund für die Forde-
rung ist ein Bericht des Nord-
deutschen Rundfunks, wo-

CDUwillRücktritt des Staatskanzlei-Chefs
Explosion in Chemiefirma Ritterhude: Jörg Mielke soll als Landrat Amtspflicht verletzt haben

Rücktrittsforderungen ausge-
setzt: Staatskanzlei-Chef Jörg
Mielke. Foto: dpa
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